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Analyse

Wirtschaftsinteressen und institutioneller Wandel in der Ukraine – 
vernachlässigtes Potential der Europäischen Nachbarschaftspolitik der EU
Von Inna Melnykovska und Rainer Schweickert, Kiel

Zusammenfassung
Die Frage, inwieweit der institutionelle Wandel in einem Land von außen zu beeinflussen ist, spielt in der 
Debatte um den Einfluss der EU auf die osteuropäischen Länder eine zentrale Rolle. Ein starkes Einflusspo-
tential wird der Erweiterungspolitik der EU, die den Mitgliedschaftsanreiz beinhaltet, zugeschrieben. Das Po-
tential der Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP) der EU wird dagegen kritisch eingeschätzt. Die ENP 
baut gegenwärtig auf den Mechanismen und Instrumenten der EU-Erweiterung, jedoch ohne den Mitglied-
schaftsanreiz. Hinzu kommt, dass die EU erweiterungsmüde ist. 
Eine realistische Möglichkeit für die EU, den institutionellen Wandel in einem Nachbarland zu fördern, be-
steht jedoch darin, zuerst die reformtreibenden Kräfte in der Bevölkerung oder in der Elite zu identifizie-
ren und diesen dann gezielte Anreize für die Unterstützung des institutionellen Wandel anzubieten. In der 
Ukraine kann sich die EU dabei vor allem auf die wirtschaftlichen Interessen der oligarchischen Clans stüt-
zen. Die oligarchischen Clans, die einflussreiche und reformtreibende Kräfte in der Ukraine sind, interessie-
ren sich zunehmend für den EU-Markt und EU-Investitionen. Sollten die wirtschaftlichen Anreize im Asso-
ziierungsabkommen zwischen der EU und der Ukraine für die Oligarchen attraktiv erscheinen, klar formu-
liert und an dForderungen nach demokratischen und marktwirtschaftlichen Reformen gebunden werden, 
kann auch die ENP ohne Mitgliedschaftsanreiz zu einer Erfolgsgeschichte werden.

ENP und institutioneller Wandel
Institutioneller Wandel kann theoretisch auf zwei Wegen 
erfolgen: »top–down« und »bottom–up«. Bei einem 
»top–down«-Wandel setzt die Regierung die institutio-
nellen Reformen durch, ohne Rückhalt in der Bevöl-
kerung oder in der Elite für diese Reformen zu suchen. 
Eine solche Art von Wandel fand vor allem im Rah-
men der Osterweiterung der EU statt. Dabei hat die EU 
für die osteuropäischen Länder in den Kopenhagener 
Kriterien für die EU-Mitgliedschaft einseitig die Ziel-
vorgaben bezüglich der Institutionenqualität definiert. 
Die Umsetzung dieser Zielvorgaben wurde mit massi-
ver finanzieller und technischer Unterstützung beglei-
tet. Mögliche soziale Kosten bzw. eine fehlende heimi-
sche Unterstützung konnten hier durch den Anreiz der 
EU-Mitgliedschaft ausgeglichen werden. 

Von einer Belohnung in Form einer EU-Mitglied-
schaft sind aber zum gegenwärtigen Zeitpunkt vor allem 
die europäischen Nachfolgestaaten der Sowjetunion 
ausgeschlossen. Ohne diese Belohnung ist die ENP als 
»Zuckerbrot« für institutionellen »top-down«-Wandel 
aber kaum geeignet. Zwar soll auch hier erreicht werden, 
dass die EU von demokratisch und marktwirtschaftlich 
organisierten Staaten umgeben ist. Der Ansatz, einsei-
tig Ziele für den institutionellen Wandel zu formulie-
ren, ist jedoch ohne einen starken Anreiz von außen 
inkonsistent und damit unrealistisch. Auch empirische 

Untersuchungen belegen, dass von allgemeinen Koope-
rationsabkommen und entsprechenden Aktionsplänen 
keine robusten Effekte auf den institutionellen Wan-
del ausgehen. 

Grundsätzlich bedeutet dies, dass die ENP in weit-
aus stärkerem Maß auf den »bottom–up«-Wandel und 
die Stärkung von reformtreibenden Kräften bei der 
Durchsetzung von Demokratie und Marktwirtschaft 
in den osteuropäischen Nachbarnländer setzen muss. 
Bei dieser Art des institutionellen Wandels kommt es 
darauf an, dass eine breite Unterstützung des Reform-
prozesses durch die Bevölkerung oder durch die Elite 
erreicht wird, damit die Regierung auf einen Konver-
genzpfad hin zu den institutionellen Standards der EU 
einschwenkt und diesen auch durchhalten kann. Die-
ser Prozess ist vermutlich langwieriger und komplexer 
als »top–down« Wandel. Er dürfte jedoch auch dazu 
führen, dass EU-konforme Institutionen tief verwur-
zelt werden, da sie unter Berücksichtigung des länder-
spezifischen Hintergrunds entwickelt werden. Um sol-
chen »hausgemachten« Reformen zum Durchbruch zu 
verhelfen, müsste die EU verstärkt auf die Unterstüt-
zung der pro-westlichen Zivilgesellschaft bzw. der Eli-
ten eines Landes setzen. Im Vergleich zur EU-Erwei-
terung wesentliche schwächere Anreize müssten umso 
zielgerichteter dosiert werden. Dabei ist anzunehmen, 
dass bei der Rolle der EU als globaler Akteur auf den 
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Weltmärkten, nach wie vor wirtschaftliche Anreize im 
Vordergrund stehen müssen. 

Wirtschaftsclans – treibende Kräfte des 
institutionellen Wandels
Die Orange Revolution demonstrierte die Fähigkeit der 
ukrainischen »bottom–up« Kräfte einen institutionellen 
Wandel anzutreiben. Ungeachtet der politischen Krisen 
der folgenden Jahre hat die Ukraine durch der Orange 
Revolution einen Fortschritt bei ihren demokratischen 
und marktwirtschaftlichen Institutionen erzielt. Gerade 
auf diesem »bottom–up« Reformpotenzial könnte die 
ENP aufbauen, um die »bottom–up« Kräfte für die 
weiteren institutionellen Reformen in der Ukraine zu 
motivieren. Allerdings ist die ukrainische Zivilgesell-
schaft, die erst im Laufe der Orangen Revolution gebo-
ren wurde, eine schwache »bottom–up« Kraft des insti-
tutionellen Wandels. Hinzu kommt ein starkes Verlan-
gen der Bevölkerung nach EU-Mitgliedschaft, die die 
EU zurzeit nicht anzubieten vermag, was ein Hinder-
nis für die ENP darstellt

Die oligarchisch organisierten Wirtschaftsclans sind 
hingegen in der Ukraine nach wie vor die einflussreichs-
ten »bottom–up« Kräfte. Im Gegensatz zu den Zei-
ten vor der Orangen Revolution, wo sie die Reformen 
hemmten, wandelten sich die Wirtschaftsclans während 
der Orangenen Revolution zu den treibenden Kräften 
für mehr Demokratie und Marktwirtschaft. Das Poten-
tial zur Stabilisierung und Weiterführung des begon-
nenen Reformprozesses besitzen sie auch in den Jahren 
nach der Orangen Revolution. Etliche Wirtschaftsclans 
haben die Orange Revolution und den damit verbun-
denen institutionellen Wandel aktiv unterstützt. Einige 
Wirtschaftsclans (z. B. die Gruppe »Dryziv« von Petro 
Poroschenko, die Gruppe »Privat« von Ihor Kolomojskij) 
waren dabei sehr aktiv. Sie nahmen an den Demonstra-
tionen persönlich teil, unterstützten sie finanziell und 
ermöglichten eine vom Einfluss der Exekutive unabhän-
gige Medienberichterstattung über die Fälschungen bei 
den Präsidentschaftswahlen. 

Die anderen Wirtschaftsclans (z. B. die Gruppe 
»System Capital Management« von Rinat Achmetow) 
waren eher passiv. Jedoch haben auch sie der Verab-
schiedung des Gesetzespakets, das unter anderem die 
Wiederholung der Präsidentschaftswahlen im Dezem-
ber 2004 verordnete, die Änderungen des Wahlgeset-
zes zur Verhinderungen von Wahlfälschungen vorsah 
und letztendlich den Sieg der »orangen« Kräfte ermög-
lichte, zugestimmt. Dieses Gesetzespaket beinhal-
tete auch die Verfassungsänderungen, die die Macht-
befugnisse des Präsidenten einschränkten und die 

Ukraine in eine parlamentarisch-präsidentielle Repu-
blik umwandelten.

Theoretisch kann man die Änderung der oli-
garchischen Strategien – von contra- zu pro-reformori-
entierten Kräften – beim Aufbau von demokratischen 
und marktwirtschaftlichen Institutionen in der Ukraine 
mit zwei Ansätzen – von Mancur Olson und Oleh Hav-
rylyshyn – begründen. Wie von Mancur Olson beschrie-
ben, wandeln sich die Interessen von Oligarchen sobald 
eine erste Phase der aggressiven Vermögensakkumula-
tion zum Abschluss gekommen ist. Für die ukrainischen 
Wirtschaftsclans dürfte das absehbare Ende der Einnah-
men aus obskuren, intransparenten und oft auch recht-
lich fraglichen Geschäften eine solche Interessenände-
rung ausgelöst haben. 

Auch die zunehmenden Einnahmen aus den Expor-
ten in die EU sollten zur Änderung der oligarchischen 
Interessen beigetragen haben. Wie von Oleh Havry-
lyshyn ausgeführt, hat die Öffnung des Landes – d. h. 
eine starke Exportausrichtung der ukrainischen Wirt-
schaft auf die EU – eine verstärkenden Wirkung bei 
der Änderung der oligarchischen Interessen bewirkt. 
Die Möglichkeit, mit der EU Handel zu treiben, hing 
wesentlich davon ab, dass die EU der Ukraine den Sta-
tus einer Marktwirtschaft zuerkannte, der mit Handels-
erleichterungen verbunden ist. Für diesen Status for-
derte die EU wiederum demokratische und marktwirt-
schaftliche Reformen ein. Auch von westlichen Handels-
partnern wurde oft eine institutionelle Konvergenz (vor 
allem bezüglich solcher demokratischer und marktwirt-
schaftlicher Institutionen wie Transparenz, Sicherheit 
der Eigentumsrechte und Rechtsstaatlichkeit) eingefor-
dert, bevor diese bereit waren, ihre Märkte zu öffnen. 
Außerdem fand durch die Handelsbeziehungen eine 
Sozialisierung der ukrainischen Wirtschaftsclans statt.

Um weiter nach Westen expandieren zu können 
und um die Geschäftsinteressen zu verlagern, konn-
ten sich die Oligarchen deshalb immer weniger auf die 
vom Sowjetsystem geerbten informellen Institutionen 
des alten Regimes verlassen. Die informellen Institu-
tionen helfen zwar bei der schnellen Vermögensakku-
mulation, bieten aber wenig Transparenz, Sicherheit 
der Eigentumsrechte für das akkumulierte Vermögen 
und Rechtsstaatlichkeit. Vielmehr brauchten nun die 
Wirtschaftsclans zur Absicherung ihrer wirtschaftlichen 
Aktivitäten und ihres erworbenen Eigentums formale 
Institutionen nach westlichem Vorbild. 

Darüber hinaus fiel den Oligarchen die »Absiche-
rung« ihrer Interessen durch den Zugang zum Präsiden-
ten und die Besetzung von Verwaltungsposten in der 
Exekutive gegen Ende der Ära von Präsident Leonid 
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Kutschma zunehmend schwerer. Die »teile-und-herr-
sche« Strategie Kutschmas, möglichst die Interessen aller 
Oligarchen gegenseitig auszuspielen und so seine Macht 
zu erhalten, führte zu einer allmählichen Unterwande-
rung der Exekutive durch die ständigen Personalrota-
tionen in den Ämtern. Dabei sorgte eine zunehmende 
Rotation und Besetzung von gleichberechtigten Posten 
mit Mitgliedern der rivalisierenden Wirtschaftsclans 
dafür, dass die Sicherung des Machteinflusses aus Sicht 
der Oligarchen immer unsicherer wurde. 

Die Präsidentschaftswahlen 2004 verstärkten die 
Unsicherheit für die Wirtschaftsclans weiter. Der Prä-
sident besaß in der »defekten« Demokratie die übergrei-
fende Macht und entschied über »Leben und Tod« eines 
Wirtschaftsclans. Somit konnte der neue Nachfolger die 
Geschäfte und das Vermögen der rivalisierenden Wirt-
schaftsclans ruinieren. Kutschmas Protege Viktor Janu-
kowitsch galt als Unterstützer der Gruppe »System Capi-
tal Management« von Oligarch Rinat Achmetow. In der 
Atmosphäre des starken Misstrauens konnte er die Wirt-
schaftsclans von seiner Fähigkeit, die Rolle eines eini-
germaßen neutralen »Schiedsrichters« zwischen rivali-
sierenden Clans zu spielen, nicht überzeugen. Unter die-
sen Bedingungen waren die Orange Revolution und die 
Änderung des politischen Regimes zu einer parlamen-
tarisch-präsidentiellen Demokratie, in der kein Wirt-
schaftsclan die politische Macht im Land monopolisie-
ren kann, die »zweitbeste« Wahl für die Oligarchen. 

Der Übergang zu einer parlamentarisch-präsiden-
tiellen Demokratie zerstörte aber den bestehenden Sta-
tus-Quo in den Machtverhältnissen zwischen den unter-
schiedlichen politischen Gruppen einschließlich der Wirt-
schaftsclans. In den Jahren nach der Orangen Revolution 
sind deshalb Machtkämpfe ausgebrochen, unter denen 
die institutionellen Reformen zu leiden hatten. 

Unter diesen neuen Bedingungen veränderte sich nun 
aber auch die Strategie der Oligarchen. Die politische 
Instabilität in den Jahren nach der Orangen Revolution 
ist nicht zuletzt Ausdruck der neuen Strategie der Oli-
garchen als Vetomächte, die im Tagesgeschäft vor allem 
ihre individuellen Interessen beim Entstehen des neuen 
Gleichgewichts in der Machtverteilung verfolgen und die 
Förderung von Stabilität und die Weiterentwicklung von 
Demokratie und Marktwirtschaft vernachlässigen. Ent-
sprechend geschwächt oder sogar unfähig sind die poli-
tischen Akteure, die für die Durchführung der institu-
tionellen Reformen verantwortlich sind. 

Wirtschaftsclans und die EU
Die fehlenden oder sehr vage formulierten wirtschaft-
lichen Anreize der EU sind sicher ein weiterer wich-

tiger Grund für das Nachlassen der Reformeuphorie 
unter den Oligarchen. Zwar wurden die institutionel-
len Reformen, die die EU als Voraussetzungen für die 
Unterstützung des Beitritts der Ukraine zur WTO auf-
stellte, trotz politischer Krisen und Blockaden der Arbeit 
des ukrainischen Parlaments erfüllt. Ohne weitere klar 
formulierte Anreize von Seiten der EU bleiben aber wei-
tere institutionelle Reformen aus. So befürchten die 
ukrainischen Wirtschaftsclans, dass ihre Hauptexport-
güter in den EU-Binnenmarkt – Agrarprodukte, Che-
mieprodukte, Eisen- und Stahlprodukte – aus dem Frei-
handelabkommen, das grade verhandelt wird, ausge-
schlossen werden. Entsprechend lässt auch die Reform-
zustimmung bei den Wirtschaftsclans nach und die täg-
lichen Interessen für den Erhalt oder den Erwerb poli-
tischen Einflusses dominieren und bremsen die Refor-
men, die beispielweise im Rahmen des EU-Ukraine 
ENP-Aktionsplans gefordert werden. 

Letztlich belegt dies aber wiederum die wichtige 
Rolle, die die EU spielt. Der Handel mit der EU hat 
weiter zugenommen. Der Bedarf an Direktinvestitionen 
ist aufgrund des Modernisierungsbedarfs der ukraini-
schen Wirtschaft und des damit verbunden drohenden 
Verlustes an Wettbewerbsfähigkeit nach wie vor sehr 
groß. Die Konflikte um Erdgasimporte machen ener-
gieeffiziente Modernisierungsmaßnahmen für die ener-
gieintensive Wirtschaft der Ukraine zusätzlich aktuel-
ler als je zuvor. 

Da nach wie vor von der Zivilgesellschaft keine 
wesentlichen Impulse zu erwarten sind, könnten erneut 
die Wirtschaftsinteressen einen Hebel für einen Ein-
fluss der EU auf die institutionelle Entwicklung in der 
Ukraine bieten. Der Aktionsplan, den die EU mit der 
Ukraine vereinbart hat, bot bisher wenig Anlass zu Opti-
mismus. Wie auch in anderen Aktionsplänen der ENP 
setzte die EU Ziele durch, vermeidet aber eine Verpflich-
tung zu weiteren Integrationsschritten. 

Entsprechend lässt sich auch durch empirische Ana-
lysen belegen, dass von Assoziierungsabkommen mit 
Beitrittsperspektive, wie sie die Balkanstaaten haben, 
deutlich stärkere Impulse auf die institutionelle Ent-
wicklung von Ländern in der EU-Nachbarschaft aus-
gehen als von unverbindlichen Kooperationsabkom-
men. Dies gilt nicht nur für die EU, sondern auch für 
die NATO, die ebenfalls ein abgestuftes Integrations-
programm aufgestellt hat. Auch hier haben die Länder, 
die in den Beitrittsprozess eingetreten sind, die Qua-
lität ihrer Institutionen deutlich verbessert und mehr 
Demokratie und Marktwirtschaft umgesetzt. 

Ob das Assoziierungsabkommen der EU mit der 
Ukraine, über das gegenwärtig verhandelt wird und das 
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zwar keine Beitrittsperspektive, aber eine Freihandel-
zone vorsieht, einen hinreichenden Anreiz für die Wirt-
schaftclans in der Ukraine bietet, ihre Rivalitäten um 
politische Macht zu überwinden, muss also fraglich blei-
ben. Aus der Sicht der Wirtschaftsinteressen wird dabei 
sicher die Ausgestaltung des Freihandelsabkommens 
von zentraler Bedeutung sein. Allein auf die Unterstüt-

zung durch Wirtschaftsinteressen als treibende Reform-
kräfte zu setzen, festigt aber letztlich wohl auch die Posi-
tion der Oligarchen. Sinnvoll wäre es, die institutionel-
len Reformen auf eine breitere demokratische Basis zu 
stellen. Gerade dabei ist es allerdings fraglich, ob die 
Zivilgesellschaft ohne eine Beitrittsperspektive für die 
Ukraine eine wichtigere Rolle spielen kann. 
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Dokumentation

Die ukrainischen Oligarchen im Überblick

Tabelle 1: Vermögensakkumulation der Oligarchen in der Ukraine 2002–2008

Jahr Anzahl max Vermögen, Mrd. US-Dollar

2002 3 1,7
2003 6 1,9
2004 5 3,5
2005 7 2,8
2006 15 7,2
2007 24 18,7
2008 23 23,0

Quelle: Erstellt nach der Liste der reichsten Mittel- und Osteuropäer der polnischen Zeitschrift Wprost: Lista 100 Najbogatszych 
Europy, http://najbogatsieuropejczycy.wprost.pl/?e=53&kr=4&b=-1.
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